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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention über die Rechte 
nationaler Minderheiten und ihrer Angehörigen 


Die Parlamentarische Versammlung des Europarates hat am 
1. Februar 1993 den Entwurf eines Zusatzprotokolls zur Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention (EMRK) über die Rechte natio- 
naler Minderheiten vorgelegt (Empfehlung 1201, Richtlinie 484) 
und sich damit eines der drängendsten Probleme in Europa ange- 
nommen. Sie geht dabei davon aus, daß nur die Anerkennung der 
Rechte der Angehörigen nationaler Minderheiten innerhalb eines 
Staates und der internationale Schutz dieser Rechte die ethni- 
schen Auseinandersetzungen dauerhaft beenden und dadurch zur 
Garantie von Gerechtigkeit, Demokratie, Stabilität und Frieden 
beitragen können. 

Der Entwurf enthält eine Definition nationaler Minderheiten; in 
diesem Sinne zählt demnach „eine Gruppe von Personen in einem 
Staat, die 

— im Hoheitsgebiet dieses Staates ansässig und dessen Staats- 
bürger sind, 

— langjährige, feste und dauerhafte Verbindungen zu diesem 
Staat aufrechterhalten, 

— besondere ethnische, kulturelle, religiöse oder sprachliche 
Merkmale aufweisen, 

— ausreichend repräsentativ sind, obwohl ihre Zahl geringer ist 
als die der übrigen Bevölkerung dieses Staates oder einer 
Region dieses Staates, 

— von dem Wunsch beseelt sind, die für ihre Identität charakteri- 
stischen Merkmale, insbesondere ihre Kultur, ihre Tradition, 
ihre Religion oder ihre Sprache, gemeinsam zu erhalten". 

Die Parlamentarische Versammlung hat sich mit diesem Zusatz- 
protokoll bewußt auf die historisch gewachsenen Minderheiten 
beschränkt und zum Ausdruck gebracht, daß die Situation der 
verschiedenen Gruppen von Zuwanderern einer gesonderten 
Regelung Vorbehalten sein sollte, 

Das Zusatzprotokoll definiert neben allgemeinen Prinzipien - wie 
dem Grundsatz der persönlichen Entscheidung über die Zuge- 
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hörigkeit zu einer Minderheit, dem Recht auf Bewahrung und 
Weiterentwicklung der spezifischen Identität oder dem Verbot 
von willkürlichen Veränderungen der Bevölkerungsstruktur, die 
zum Nachteil einer Minderheit gereichen können - eine Reihe 
von materiellen Rechten für Angehörige von Minderheiten, Dazu 
zählen insbesondere das Recht auf Gründung eigener Organisa- 
tionen einschließlich pohtischer Parteien und das Recht auf 
Gebrauch der Muttersprache privat und in der Öffentlichkeit (je 
nach geographischer Verteilung auch im Umgang mit Verwaltung 
und Justiz sowie in Schule und Ausbildung etc.). In Regionen, in 
denen die Angehörigen der nationalen Minderheit in der Mehr- 
zahl sind, sollen sie das Recht haben, über entsprechende 
kommunale oder autonome Verwaltungseinrichtungen oder 
einen besonderen Status zu verfügen. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag 

1. bekräftigt seinen Beschluß vom 18. Juni 1991 (Drucksache 
12/796), in dem zum Ausdruck gebracht wurde, daß eine 
Mißachtung der legitimen Bestrebungen nationaler Minder- 
heiten und jede Einschränkung, die sie in der Pflege ihrer 
ethnischen, sprachlichen, religiösen oder kulturellen Tradi- 
tionen behindert, Unfrieden schafft und Konflikte schürt, die 
Wahrung der Rechte der nationalen Minderheiten hingegen 
das friedliche Zusammenleben der Völker sichert und zur 
Aussöhnung nach innen und außen beiträgt; 

2. stellt fest, daß der Schutz der Rechte nationaler Minderhei- 
ten eine gesamteuropäische Aufgabe und die Schaffung 
eines Minderheitenschutzes im europäischen Rahmen von 
großer Dringlichkeit ist; 

3. begrüßt die Initiative der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates und die Tatsache, daß anstelle einer eige- 
nen Konvention der Weg eines Zusatzprotokolls zur Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention gewählt wurde, daß 
die EMRK bereits die notwendigen Durchsetzungsinstru- 
mente bietet. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. sich auf der Grundlage der Empfehlung 1201 im Minister- 
komitee des Europarates aktiv dafür einzusetzen, daß das 
Zusatzprotokoll anläßlich der Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs des Europarates, die erstmalig am 8./9. 
Oktober 1993 in Wien stattfindet, verabschiedet und zur 
Unterzeichnung aufgelegt wird; 

2. ggf. das Zusatzprotokoll bei o. g. Anlaß selbst zu zeichnen 
und es dem Deutschen Bundestag zur Ratifikation vorzu- 
legen; 

3. entsprechend der Empfehlung 1201 dem Deutschen Bun- 
destag ferner die am 22. Juni 1992 vom Ministerkomitee des 
Europarates verabschiedete und von der Bundesregierung 
bereits gezeichnete Europä.ische Charta über Regional- und 
Minderheitensprachen zur Ratifikation vorzulegen; 
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4. dem Deutschen Bundestag im Rahmen der halbjährlichen 
Berichte der Bundesregierung über die Tätigkeit des 
Europarates über den Stand ihrer Bemühungen zu be- 
richten. 


Bonn, den 22. Juni 1993 

Dr. Wolfgang Schäubler Michael Glos und Fraktion 
Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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